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Vorwort 
Erfolge und Selbstüberschätzung 
 
 
 
Außenpolitik kommt uns täglich auf unseren Bildschirmen nah. Da kon-
ferieren Regierungschefs in glanzvoller Umgebung, oder Menschen ster-
ben im Bombenhagel. Sinn von Außenpolitik ist es aber nicht, Nachrich-
tensendungen spannender zu machen. Das, was der Außenminister und 
seine Diplomaten auf fremdem Parkett verhandeln, bestimmt hochgra-
dig, wie wir in Zukunft leben werden, ob gut oder schlecht, ob wohlha-
bend oder verarmt. Auch Außenpolitik bestimmt unser Schicksal. 

Gleiches lässt sich selbstverständlich von der Arbeit aller Minister sa-
gen. Wenn ein Gesetz über den Mindestlohn gefordert wird, betrifft das 
direkt das Schicksal sehr vieler Menschen. Die Entscheidung, ob mehr 
Autobahnen gebaut werden oder mehr Eisenbahnen, oder beides, ist für 
jeden Reisenden und jeden deutschen Steuerzahler spürbar. Die Erhö-
hung oder Besteuerung der Renten, die Verschuldung des Staats, all das 
ist Politik, die wesentlich für unser Schicksal ist. Und wenn deutsche Dip-
lomaten in Kattowitz, Paris oder Kyoto das neue Klimaabkommen verhan-
deln, dann geschieht das auch um des Lebens künftiger Generationen von 
Deutschen willen. Das alles auf bestmögliche Weise zu tun, haben die 
Mitglieder der Bundesregierung und ihre Beamten ihren Eid geschworen. 
Dafür wurden sie gewählt oder ernannt, daher leitet sich die Legitimität 
ihrer Arbeit ab. 

Ein Klimaabkommen betrifft aber nicht nur uns in Deutschland. Es 
beeinflusst, wie zukünftige Generationen der gesamten Menschheit le-
ben werden. Unsere Außenpolitik berührt Menschen außerhalb der 
Grenzen unseres Landes so sehr wie uns selbst. Zudem sind an der Aus-
handlung solch eines Abkommens nicht allein im außenpolitischen Ge-
schäft versierte Diplomaten beteiligt. Es sind Fachleute für Klimafragen, 
Naturwissenschaftler, Juristen, Vertreter von nichtstaatlichen Organisa-
tionen dabei. Sie verfolgen Ziele, die zunächst innenpolitisch, oft hinter 
verschlossenen Türen, ausgehandelt worden sind. Und bei Beginn einer 
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internationalen Konferenz ist immer offen, ob die deutschen Ziele über-
haupt erreicht werden oder wie viele davon. Die deutschen Vertreter 
wollen das, was Deutschland für sich − und ja, sicher auch für die Mensch-
heit − am wichtigsten hält. Die gleichen Überlegungen haben aber auch 
in anderen Ländern stattgefunden und genauso in internationalen Orga-
nisationen wie der UNO. Je nachdem wie gewichtig ein Problem ist, ha-
ben sich Gruppen der nationalen und internationalen Zivilgesellschaft 
formiert und damit auseinandergesetzt, verbunden auf den Plattformen 
sozialer Medien. Sie sind den Gesprächspartnern, mit denen Diplomaten 
in der Vergangenheit zu tun hatten, zutiefst unähnlich, aber auch sie ver-
treten Interessen, wenn auch nicht die staatlich vordefinierten.  

Auch den Bewohnern, Fachleuten und Regierungen anderer Länder 
geht es um die ihnen günstigsten Ergebnisse und um das, was sie für die 
Menschheit für notwendig halten. Donald Trump hält Klimaschutzmaß-
nahmen für entbehrlich. So viele Menschen, so viele Regionen der Welt, 
so viele Meinungen und so viele unterschiedliche Interessen. Nicht nur 
Interessen, sondern auch linke, rechte oder nicht mehr einzuordnende 
Ideologien, Wertvorstellungen und Weltanschauungen, die hinter politi-
schen Zielen verborgen sind und die Verhandlungen antreiben. Es ist 
nicht verwunderlich, dass diese Vielfalt kaum unter einen Hut zu be-
kommen ist; und je größer das Problem, desto schwieriger ist es zu lösen. 
Außenpolitik wird also immer ausgehandelt. Es geht immer um Interes-
senabstimmung zwischen Bürgern, Bürokraten, Experten über die Gren-
zen der Nation hinweg. Außenpolitik bestimmt unser Schicksal, aber auch 
das anderer Völker. Und die Außenpolitik anderer Staaten bestimmt mit 
über unser Schicksal. 

Am 23. Mai 1949 wurde das Grundgesetz der Bundesrepublik Deutsch-
land beschlossen, am 7. September konstituierte sich der Bundestag. Die 
Verfassung der DDR wurde am 29. Mai beschlossen, die Gründung der 
Deutschen Demokratischen Republik am 7. Oktober verkündet. Für beide 
deutsche Staaten, noch unter Besatzungsstatuten, war der wirtschaftli-
che und gesellschaftliche Wiederaufbau die erste, gewaltige Aufgabe. 
Dieser Aufbau konnte aber erfolgreich nur durch geschickte Einbettung 
in das maßgebliche äußere Umfeld stattfinden. Für die DDR bedeutete 
das die enge Anlehnung an die Vorgaben der Sowjetunion, und dass die-
se kein Abweichen erlaubte, wurde der DDR-Bevölkerung mit der Nie-
derschlagung des Aufstands vom Juni 1953 mit eiserner Härte vor Augen 
geführt. Die Geschichte der Außenpolitik der DDR ist deshalb ein eigenes 
Experiment unter Bedingungen weitgehender Abhängigkeit, die erst mit 
der Vereinigung der beiden deutschen Staaten im Jahr 1990 endete. Sie 



Z 1 1

entfaltete so nur wenig Wirkung auf die hier geschilderte Außenpolitik 
der Bundesrepublik). 

Die Bundesrepublik tastete sich auf dem Feld der Außen- und Au-
ßenwirtschaftspolitik voran, um ihren Spielraum durch Verhandlungen 
über Reparationszahlungen, engere Zusammenarbeit mit den westeuro-
päischen Nachbarn, Aussöhnung, erst nach Westen, dann nach Osten, all-
mählich zu erweitern. Es kam immer wieder darauf an, dass westdeutsche 
Politiker Chancen für Weichenstellungen erkannten und ergriffen. Sie erst 
machten das sogenannte Wirtschaftswunder, die westeuropäische Inte-
gration, bundesdeutsches Gewicht auf dem internationalen Parkett und 
schließlich Vereinigung und Wiedergewinnung vollständiger Souveräni-
tät möglich. Die Politiker und Diplomaten lernten nach der Befreiung von 
der nationalsozialistischen Diktatur unter neuen Bedingungen, wie sehr 
das Schicksal der neuen Republik von ihrer Außenpolitik abhing, und 
auch, wie die Interessen in ihrer eigenen Gesellschaft und mit denen von 
Bürgern anderer Staaten verwoben waren. 

So sehr Fachleute, Technokraten, Bürger festlegen möchten, was die 
Interessen ihres Landes sind, sie werden unweigerlich immer wieder von 
unerwarteten Ereignissen überrascht. Durch Kleinigkeiten vielleicht, wie 
einer Wahl in einem Nachbarland, die überraschend eine Regierung an 
die Macht bringt, die die bisherigen internationalen Vereinbarungen neu 
verhandeln möchte. Wenn das an die Substanz der Beziehungen zwischen 
zwei Ländern geht, kann es zu lange dauernden Reibungen führen. Oder, 
das ist keine Kleinigkeit mehr, wenn die polnische Regierung Grundsätze 
der europäischen Zusammenarbeit in Zweifel zieht, und erst recht, wenn 
die britische Bevölkerung sich mit Mehrheit zum Austritt aus der Union 
entscheidet. Große Verwerfungen des internationalen Staatengefüges 
sind die Folge und führen zu Wochen und Monaten sich hinziehenden 
Verhandlungsrunden unter Regierungschefs, Diplomaten, Militärs und 
Parlamentariern. Und die Ergebnisse sind niemals vorhersehbar. Auch 
nach dem Fall der Berliner Mauer haben die Deutschen in Ost und West 
das miterlebt. Auf nicht absehbare Entwicklungen unserer Außenpolitik 
müssen Außenpolitiker also gefasst sein. Oft übersteigt das ihre Möglich-
keiten, insbesondere wenn es darum geht, Krisen zu entschärfen. Au-
ßenpolitik funktioniert friedlich nur so lange, wie keiner versucht, einen 
Gordischen Knoten mit dem Schwert zu durchschlagen, was seit der An-
tike bedeutet: ein Problem mit Waffengewalt zu lösen. 

So sehen wir Außenpolitik immer wieder neu. Weil es notwendig ist, 
sie international zu verknüpfen, hat sie, verglichen mit Politik im Allge-
meinen, einen besonderen Charakter. Hat sie einmal einen großen Erfolg 
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zu verzeichnen, dann führt das zu einem neuen Blick auf politische Ver-
knüpfungen, häufig nicht nur in einer Region, sondern weltweit. Der 
Blick auf Europas Nachkriegsgeschichte hilft uns, die Voraussetzungen 
der bisherigen bundesdeutschen Außenpolitik wie derjenigen künftiger 
Politik zu bestimmen. Wir können nämlich das Ergebnis des Zweiten 
Weltkriegs (und nehmen wir der Einfachheit halber gleich die Zeit seit 
Beginn des Ersten Weltkriegs hinzu) als globale Entmachtung Europas 
sehen. Gestern noch Imperialisten und Kolonialherren, fanden Europäer 
nun, dass es nurmehr um die Abwicklung der Herrschaft der Europäer in 
jener Welt ging, die jetzt die »Dritte« genannt wurde.  

Die Macht der USA und der Sowjetunion war so solide gegründet, 
dass kein Europäer mehr zu sein hoffen durfte als Verbündeter einer der 
beiden Seiten und vielleicht Kommentator. In dem Winkel der Weltpoli-
tik, der nun für Jahrzehnte Schauplatz europäischer Außenpolitik wurde, 
konnte man mehr oder weniger lustvoll mit neuen Ideen experimentie-
ren. Die europäische Einigung (nach so vielen vergeblichen Versuchen, 
sie im Dienst der Ausdehnung von Herrschaft mit bewaffneter Gewalt zu 
erreichen) war Ergebnis solcher Experimente. Die Orientierung europäi-
scher Regierungen an der Suche nach multilateraler Übereinstimmung 
war ein anderes. Solche Experimente waren im Falle der Bundesrepublik 
Deutschland vor allem Adenauers Politik der Westbindung und der Aus-
söhnung sowie Willy Brandts Entspannungs- und Ostpolitik. Diese Poli-
tik führte Deutschland schließlich zurück ins Zentrum der Bühne der 
Weltpolitik und mit ihm ganz Europa, denn der Fall des Eisernen Vor-
hangs und die grell aufscheinende Implosion des Sowjetblocks veränder-
ten die Welt als Ganzes. 

Mir geht es hier darum, zu beleuchten, welche Konsequenzen solche 
außenpolitischen Erfolge haben können, sobald die Feierstunden been-
det sind. Menschen lernen aus Erfolgen wie aus Misserfolgen. Wenn aber 
die Erfolge geradezu einzigartig sind, dann liegt es nahe, die zugrunde 
liegende politische Strategie konsequent weiter anzuwenden – vielleicht 
so lange, bis der Krug zu lang zum Brunnen gegangen ist. Es sollte daher 
niemanden verwundern, wenn Deutschland sich im international mit 
Beifall bedachten Glückszustand auch weiter wie bisher verhielt. Die ers-
te Gefahr, die dabei entstand, war die der Selbstüberschätzung. Schon 
wenige Jahre nach dem Zusammenbruch der Sowjetunion, im ehemali-
gen Jugoslawien, zeigte sich, dass es ganze Völker gab, die nun lieber alte 
Rechnungen begleichen wollten, als sich den etablierten KSZE-Mechanis-
men zur friedlichen Konfliktlösung anzuvertrauen. Der Kalte Krieg war 
zu Ende, doch die Welt war kälter geworden. Die Selbstüberschätzung, 
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die ich für ein Resultat der vier Jahrzehnte Geschichte der alten Bundes-
republik halte, könnte uns zur für den Erfolgreichen typischen Arroganz 
verführen. Die Fehleranfälligkeit, die die zweite neue Gefahr war, führte 
hinein in die heutige gefährliche Krisenlandschaft − und in ein gerüttel-
tes Maß an Ratlosigkeit. 

Dieses Buch ist der Versuch, aus der Beobachtung deutscher und eu-
ropäischer Außenpolitik zu lernen. Dabei ergeben sich Schlussfolgerun-
gen für eine moderne Außenpolitik und generell für Politik in Zeiten zer-
fallender Öffentlichkeit und neuer gesellschaftlicher Verschiebungen. 
Zwar stellen sich die traditionellen außenpolitischen Fragen weiter, etwa 
nach den Befugnissen der Europäischen Kommission, der Rolle der USA 
im transatlantischen Bündnis, den Auslandseinsätzen der Bundeswehr. 
Aber wir haben Beziehungen zu mehr Staaten als je zuvor, es gibt inter-
national arbeitende Organisationen und Unternehmen, die digitalen Ver-
knüpfungen erzwingen Veränderungen bei der Gestaltung von Politik, 
und immer neue Teile unserer Öffentlichkeit mit jeweils ganz eigenen 
Interessen wollen Politik und Außenpolitik beeinflussen. Diese Kräfte 
wirken allmählich viel stärker als die traditionellen. 

Eine solche Prüfung deutscher und europäischer Außenpolitik führt 
uns dahin, die neuen nationalpopulistischen Bewegungen in vielen de-
mokratischen Industriestaaten einzuordnen. Regierungen müssen ver-
stehen, wie sehr heute Politik insgesamt, und damit auch Außenpolitik, 
von Plattformen der Zivilgesellschaft aus mitbestimmt wird. Diese sind 
zwar nicht demokratisch legitimiert im traditionellen Sinn. Sie beanspru-
chen aber, für höhere Interessen zu sprechen, sei es beim Klimaschutz, 
sei es bei der Einschätzung Europas. Solche Interessen können durchaus 
gegen die Interessen einer Mehrheit der Bevölkerung gerichtet sein: die 
der datenverarbeitenden Industrien etwa beim Zugriff auf möglichst vie-
le persönliche Daten von Bürgern des eigenen und anderer Staaten. Wie 
steht es da um die Legitimität der politisch Verantwortlichen und wie um 
die staatsbürgerliche Verantwortung der Bürger? 

Mit solchen Fragen konfrontiert, leidet die althergebrachte Herange-
hensweise eines Außenpolitikers − oder eines Diplomaten wie mir − an 
der Neigung zur kategorischen Vereinfachung eines Problems. Heute 
geht es nicht mehr nur um die Wirkung einer außenpolitischen Maß-
nahme jenseits der Grenzen. Heute muss das Umfeld eines Problems 
weit über den Rahmen von »Politik« hinaus mitbedacht werden. Denn 
die Furcht vor durchgreifender Rationalisierung unseres Alltags im Zei-
chen der Globalisierung lässt viele Menschen meinen, Politik geschehe 
zu ihrem Nachteil. Und: Sie sei »alternativlos«. 
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Damit sind wir bei der Frage angelangt, wie sich Außenpolitik so mo-
dern gestalten lässt, dass Bürger sie als Vertretung ihrer eigenen Interes-
sen erkennen. Ich werde mit einem Blick darauf beginnen, wo Bürger 
heute schon an der Gestaltung von Politik und von Außenpolitik teil-
nehmen; vielleicht vorbildlich für die politische Mitverantwortung von 
Öffentlichkeiten. Ich werde dann auf einen besonderen Moment in unse-
rer jüngsten Geschichte zu sprechen kommen: den Andrang der vielen 
Flüchtlinge aus Kriegsgebieten im Nahen Osten im Jahr 2015. Dieser 
Moment war durch und durch typisch für die Fragen, mit denen Außen-
politik heute zu tun hat. Er wird uns daher einige ihrer wesentlichsten 
Probleme verdeutlichen. So etwa, dass Außenpolitik vehement über die 
Grenzen in unseren Alltag hineinschwappt. Oder dass nur in der Europä-
ischen Union gebündeltes Einflussvermögen der Mitgliedsstaaten mensch-
liche Außenpolitik erfolgreich machen kann. Der Blick auf ihre Folgen für 
Menschen und Völker weit jenseits Europas gehört heute dazu. Das 
scheint mir zur Entwicklung moderner Demokratie zu gehören. Erst 
wenn wir Wege gefunden haben, unserer Außenpolitik stärkeren Rück-
halt der Bürger zu sichern, werden wir einen neuen gesellschaftlichen 
Konsens möglich machen, der Politik und Außenpolitik trägt. Ein Ziel, 
das wird am Ende des Buchs stehen, das es wert ist, sich dafür einzuset-
zen. 

 
* 

 
Das Thema Außenpolitik ist trocken. Dass es das für einen Autor nicht 
ist, der sich den größten Teil seines Berufslebens damit beschäftigt hat, 
liegt auf der Hand. Ein Buch, das sich mit den Problemen auseinander-
setzt, vor denen dieses Land sich befindet, kann aus sich heraus auch 
nicht nur erfreulich sein. Dennoch soll es nicht ganz ohne Vergnügen zu 
lesen sein − das zumindest war ein Ziel. Auch zum Weiterlesen will es 
anregen.1  

Die Beschäftigung mit Themen, auf die mich mein Beruf immer wie-
der gestoßen hat, ohne dass die Zeit ausgereicht hätte, genauer hinzu-
schauen, war für mich immer wieder anregend und auch aufregend. Ich 
hätte sie keinesfalls allein leisten können. Das Buch beruht auf vielen 
langen Gesprächen, immer wieder neu mit meiner Frau, mit Freunden 

1  In der Literaturliste finden sich auch die im Text erwähnten oder zitierten 
Werke oder Autoren. Die Fußnoten beschränken sich auf Punkte, bei denen die 
verwendete Literatur als Beleg nicht genügt. 
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und Kollegen insbesondere im Auswärtigen Amt und in der Stiftung Wis-
senschaft und Politik sowie mit meinen Studenten in Japan und an der 
Hertie School in Berlin. Ihnen allen danke ich für häufigen und fruchtba-
ren Austausch und möchte ganz besonders Jochen Böger, Reinhard Büti-
kofer, Yoichi Funabashi, Francois Godement, Hannspeter Hellbeck, Do-
nald W. Keyser, Daniel T. Linger, Eckhard Lübkemeier, Hanns Maull, 
Dirk van Meerendonk, Matthias Mülmenstädt, Adolf Muschg, Hanns W. 
Maull, Volker Perthes, Monika Reitz, Joachim Rücker, Angela Stanzel, 
Birgit Stanzel, Angelika Tümmler, Karsten D. Voigt, Yoshimitsu Yamaga-
ta und Yan Xiaobao nennen. Schließlich verdient auch der Dietz-Verlag 
mit Alexander Behrens dankbare Erwähnung für die anregende, geduldi-
ge und höchst professionelle Förderung dieses Projekts. 
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Mitreden, mitmachen, mitbestimmen. Von Frankfurt am Main aus liegt 
die Kleinstadt Usingen etwa in der Richtung, wo Fuchs und Hase sich gu-
te Nacht sagen. Was die Mainmetropole dem Bürger alles zu bieten hat, 
macht einen großen Teil ihrer Attraktivität aus. Aber auch der Hintertau-
nus ist nicht ohne. In Usingen gibt es 135 Vereine, etwa den Gesangverein 
Frohsinn oder die Freiwillige Feuerwehr mitsamt Kinder- und Jugendab-
teilung. Usingen ist nur ein willkürlich gewähltes Beispiel, aber ein Blick 
auf das Vereinsleben Deutschlands lehrt viel, auch über die deutsche 
Außenpolitik. 

Vereine werden ehrenamtlich betrieben. Wer heute die »Teilhabe« 
von Bürgern an der Politik fordert, der muss nur bis zum nächsten Eh-
renamt schauen. Mit Vereinen und Bürgerorganisationen, Kirchen, Stif-
tungen, Ehrenämtern und der »kommunalen Bürgerbeteiligung« gibt es 
politische Beteiligung längst. Im Jahr 2016 waren 14,89 Millionen Men-
schen in Deutschland ehrenamtlich tätig, und die Zahl nimmt zu. Sogar 
Bürgermeisterposten werden zuweilen als Ehrenamt vergeben, aber ge-
nerell handelt es sich mehr um Ehre als um Amt. Die Tätigkeit ist, so die 
Definition, freiwillig, gemeinwohlorientiert und unentgeltlich. Und sie 
ist politisch. Sie schlägt den Bogen von den Interessen einzelner Bürger 
oder Bürgergruppen zur Arbeit öffentlicher Verwaltungen, die viele ihrer 
Leistungen ohne Bürgerbeteiligung gar nicht mehr erbringen könnten. 
Das hat Tradition. Wie europäische Demokratien sich die Verantwortung 
des aufgeklärten Bürgers für sein Gemeinwesen vorstellen, unterscheidet 
sie seit langem von anderen Gesellschaften weltweit. Die Politik von Ge-
meinden, Ländern und Bund mag von Sachzwängen bestimmt, gefangen 
im Käfig der Alternativlosigkeit sein. Das ist bei der bürgerlichen Teilha-
be deutlich weniger der Fall. Für sie gibt es deshalb ein noch treffenderes 
Wort: Mitverantwortung. Denn nur wer mitmacht, kann mitbestimmen. 
Hier liegt der Schlüssel, wie auch mit den Problemen der Außenpolitik 
unseres Landes umgegangen werden sollte. 

Als im Lauf des Jahres 2015 mehr als 800.000 Flüchtlinge an Deutsch-
lands Grenzen erschienen, waren die Folgen für die öffentliche Diskussi-
on dramatisch. Auf der einen Seite Bundeskanzlerin Angela Merkel, die 
am 15. September mit sichtbarer Emotion sagte: »Wenn wir jetzt anfan-
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gen, uns noch entschuldigen zu müssen dafür, dass wir in Notsituatio-
nen ein freundliches Gesicht zeigen, dann ist das nicht mein Land.« Auf 
der anderen Seite die damalige Vorsitzende der Partei Alternative für 
Deutschland (AfD), Frauke Petry, die im Januar 2016 den Schießbefehl 
für die deutschen Grenzposten zur Abwehr von Flüchtlingen forderte. 
Irgendwo dazwischen waren tausende Bürger unterschiedlichsten Alters 
und beruflichen Hintergrunds, die Verantwortung für das Schicksal der 
Ankömmlinge übernahmen. Sie meldeten sich freiwillig, um Flüchtlinge 
mit Essen und warmen Decken an Bahnhöfen in Empfang zu nehmen 
und bei der Betreuung in den Erstaufnahmelagern zu helfen. Sie waren 
es, für deren Tätigkeit auch ausländische Medien bald ein deutsches 
Wort verwendeten: »Willkommenskultur«. Zugleich versuchten tausen-
de Beamte inner- und außerhalb ihrer Dienststunden, ein Mindestmaß 
an bürokratischer Ordnung ins Chaos nicht überschaubarer Mengen von 
echten und vorgeblichen Flüchtlingen zu bringen. Und wer weiß schon, 
ob sich mit ihnen nicht womöglich inkognito Anhänger islamistischer 
Terrororganisationen ins Land schmuggelten? 

Mitverantwortung, Mitsprache, das ist die Tradition einer aufgeklär-
ten bürgerlichen Zivilgesellschaft. Ungerufen von der Politik und doch 
bald unentbehrlich, haben in diesen Tagen Bürger spontan einen Teil der 
Politik ihrer Republik selbst in die Hand genommen. Die ehrenamtlichen 
Helfer stellten Sinn gegen die Sinnlosigkeit des Kriegs, machten aus dem 
Entsetzen über das Elend improvisiertes Krisenmanagement. Wie sie 
damit die deutsche und europäische Außenpolitik antrieben, wirkte sich 
jahrelang aus. Die von Mitgefühl und Verantwortungsbewusstsein in Be-
wegung gesetzten Helfer erreichten (und viele tun es noch weiterhin), was 
Politik und Parteien so rasch nicht auf die bürokratischen Beine stellen 
konnten. Die Folgen waren Zuspruch und Widerspruch, Kontroversen 
und Konflikte in Deutschland und in Europa.  

Nur in der Schweiz ist Politik noch von den Bürgern direkt machbar. 
Anderswo gelingt es Menschen kaum, die Abläufe des politischen Alltags 
mit dem Stimmzettel zu beeinflussen. Die repräsentative Demokratie 
macht die Bedürfnisse großer pluralistischer Gesellschaften zur Grundla-
ge der Regierungsarbeit. Ihre Mechanismen und die Politiker, die sie in 
Betrieb halten, brauchen ausreichendes Vertrauen der Bürger. Sonst 
funktionieren sie beide, und damit das, was man den Gesellschaftsver-
trag eines Gemeinwesens nennt, nicht dauerhaft. Die perfektionierten 
technokratischen Räderwerke aber werden der Überflutung mit Informa-
tionen und Meinungen, verstärkt durch die sozialen Medien, nicht mehr 
Herr. Ihr ist auch durch sachgerechte Bearbeitung oder, anders, durch 
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die Führung einzelner redebegabter charismatischer Politiker nicht bei-
zukommen. Selbst wenn niemand große Not leidet, sind die Regularien 
immer weniger durchschaubar, die das Leben bestimmen. Da die Nebel 
sich nie lichten, die die anonymen Schicksalsmächte aus Politik und 
Wirtschaft verbergen, vermeiden die mit ihren Gefühlen allein gelasse-
nen Menschen die direkte Auseinandersetzung mit dem Staat; und die 
jetzt gängigen Foren für »Bürgerinformation« genügen ihnen nicht. Also 
kommen sie ohne den Staat zurecht. Dabei orientieren sie sich aneinan-
der, das heißt, an anderen Menschen gleichen Sinnes und ähnlicher 
Empfindung. Miteinander zu sprechen, gerne auch digital, schenkt ihnen 
ein Wir-Erlebnis: mit Selbstbewusstsein Politik für sich real und ver-
ständlich zu machen. Das gilt für die Ehrenamtlichen, für Menschen in 
Vereinen und Bewegungen, für die Bürger, die die Willkommenskultur 
der Jahre 2015 und danach schufen, es gilt für die Teilnehmer an der 
CDU-internen Kandidatentournee für einen neuen Parteivorsitz im Jahr 
2018 oder der SPD-Mitgliederentscheidung über die Beteiligung an einer 
neuen Großen Koalition. Sie schaffen damit keineswegs eine heile Welt, 
sie sind auch keine Heiligen. Und dass Menschen, von Emotionen ange-
trieben, sich einmischen, Mitverantwortung und Teilhabe suchen und 
Kraft aus ihrem Wir-Erlebnis beziehen − das gilt letztlich genauso für die 
Rekruten des IS. 

Wenn also Räume für Mitsprache und Mitverantwortung entstehen, 
heißt das nicht, dass damit alles gut sein wird. Die Probleme sind erst 
einmal weiter da. Aber die Voraussetzungen für ihre Lösung verbessern 
sich, wenn es einen tragfähigen gesellschaftlichen Konsens darüber gibt. 
Konfrontiert mit der Fremdbestimmtheit durch rational argumentieren-
de, aber als wirklichkeitsfern empfundene Politiker, wollen Menschen 
gerne alles radikal anders machen, und so bricht der Konsens. Auch in 
der Außenpolitik, wenn sie, wie zur Zeit der Flüchtlingskrise, in den All-
tag einbricht. Das Mitgefühl mit den Flüchtlingen verband sich mit der 
Beobachtung, dass keine politische Lösung in Sicht war. Die Bundesre-
gierung hatte versucht, die herkömmliche geduldige Abstimmung inner-
halb der EU durch die klare Kante deutscher Führung zu ersetzen. Sie war 
damit krachend gescheitert. Das wirkte deshalb so beängstigend, weil es 
nur ein weiterer Tropfen ins bereits randvoll gefüllte Fass der nicht lös-
baren außenpolitischen Krisen war. Terrorismus, Russland, Syrien, China, 
der einer Fernsehshow entsprungene Donald Trump − die Wirklichkeit 
dieser Un-Welt überfordert unsere Außenpolitik. 

Eine Regierung, die in derart bedrohlich verwirrender Lage ist, die 
Zwangslagen aber nicht managen kann, löst von Krise zu Krise stärkere 
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Zweifel an ihrer Legitimität aus. Diese Zweifel werden nicht dadurch ge-
mildert, dass niemandem eine realistische Alternative in den Sinn kommt. 
Sie machen nur zornig. Oder sie führen zum Versuch, sich in die politische 
Mechanik einzumischen: Das ist Teilhabe. 

Dieser Teilhabe muss die Politik sich öffnen. In einer repräsentativen 
Demokratie haben Parlament und Regierung die letzte Verantwortung 
für die Politik. Aber unsere Gesellschaften und die Rahmenbedingungen 
von Politik sind im Fluss wie nie zuvor. So muss eine Regierung zunächst 
durchschaubar und verstehbar machen, was geschieht und weshalb. 
Dann aber muss sie durch fortlaufenden Austausch mit ihren Bürgern 
Chancen für die Übernahme von Mitverantwortung schaffen. Dieser Pro-
zess tiefgreifender Veränderungen dauert. Er hat heute aber große Ge-
schwindigkeit aufgenommen, und schnell kommen auch die Rückschlä-
ge. Aber Veränderung heißt gewöhnlich Anpassung. Mit der Ausweitung 
der Mitverantwortung wird auch dieser Anpassungsprozess weitergehen 
und gelingen; und das wäre im Wortsinn mehr Demokratie. 

Die bürgerliche Übernahme von Mitverantwortung braucht es ganz 
besonders in der Außenpolitik. Dafür gibt es zwei Gründe. 

Außenpolitik mag zwar mit ihren Konsequenzen tief in den Alltag der 
Bürger eindringen. Trotz ihrer Allgegenwart aber ist sie alltagsfern. Au-
ßenpolitiker und Diplomaten scheinen in abgehobenen Sphären, wo nur 
Fachleute sich zurechtfinden, ihrem Geschäft nachzugehen. Deshalb sind 
gerade hier Anstrengungen nötig, um Verständnis zu schaffen und Mit-
spracheräume zu erschließen. 

In einer Welt, die aus den Fugen ist, werden Konflikte und Krisen 
immer weniger beherrschbar sein. Sie können schließlich Unheil auslö-
sen, wie es die Welt schon oft durchlebt hat.  

Deshalb geht es darum, Menschen an der Verhinderung neuer Katast-
rophen zu beteiligen, Gefahren abzuwenden, einen weiteren Schritt zu 
einer Welt zu tun, die immer weniger zum Mittel kriegerischer Konflikt-
lösungen greift. Diese Entwicklung ist heute bereits im Gang. 

Allen augenfälligen kriegerischen Katastrophen zum Trotz nimmt der 
Einsatz von bewaffneter Gewalt in den internationalen Beziehungen ab. 
Das ist zivilisatorischer Fortschritt − wir brauchen uns nur die Geschichte 
unserer Art auf dem Globus vor Augen führen. Ihm verdanken wir auch, 
dass das Völkerrecht − mit allen Rückschlägen − Schritt für Schritt ausge-
baut wird. Wir können diesen Prozess voranzutreiben helfen. Doch dazu 
braucht es einen großen Schritt, der wirkliche Mitverantwortung einer 
vielfältigen, digital verknüpften, lebendigen Öffentlichkeit eines Staats 
ermöglicht. Außenpolitik, gerade wenn sie überfordert ist, bedarf des 
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Rückhalts der Gesellschaft. Wenn sie den hat, kann sie viel erreichen. Sie 
kann mehr als Krisen bewältigen: sie kann unsere Welt gestalten helfen. 

Die 70jährige Geschichte der Bundesrepublik Deutschland bietet ein 
Beispiel dafür, wie schwer es ist, eine Außenpolitik zu entwickeln, die 
der Forderung nach solchem zivilisatorischen Fortschritt entspricht. Al-
lerdings ist diese Schwierigkeit erklärbar. Europa und Deutschland ver-
sanken nach dem Zweiten Weltkrieg in weltpolitischer Bedeutungslosig-
keit. Für die Bundesrepublik schuf das die Chance, unvermutetes Anse-
hen und Vertrauen zu erarbeiten, die ihr Erfolge bis hin zur europäischen 
Einigung nach 1990 erbrachten. Die Serie der Erfolge verwöhnte und ver-
führte immer wieder dazu, den bisherigen Weg weiterzugehen. Zu spät 
merken wir jetzt, dass es ein Holzweg ist. Er führt uns zwar nicht nur ins 
Gefahrendickicht, doch dieses wächst: Erschütterungen der Europäi-
schen Union, eine zerbröselnde Weltordnung, neue Akteure in der Welt, 
die bisherige Errungenschaften gefährden. Das Ergebnis ist zu oft Ratlo-
sigkeit. Deshalb ist ein neuer gesellschaftlicher Konsens notwendig, 
nicht nur über unsere Außenpolitik, sondern über die Gestaltung von 
moderner Politik insgesamt, über die Öffnung der Politik für Teilhabe 
und Mitverantwortung der Bürger. Um den Blick bereits an dieser Stelle 
zu erweitern: Das gilt schließlich auch für die Außenpolitik der Europäi-
schen Union, über die allein wirklicher internationaler Einfluss Deutsch-
lands denkbar ist. Und es gilt auch für die globale Verantwortung, die wir 
Europäer als Menschen haben, die zu den reichsten und ausbeuterischs-
ten auf dem Planeten gehören. 

Das wird im Folgenden genauer ausgeführt werden. Schon der folgen-
de Blick auf die Krisenlandschaft, in deren Mitte wir uns finden, wird zei-
gen, wie notwendig es ist, unsere Stärken und Schwächen zu prüfen und 
sorgsam zu bedenken, wie es mithilfe der Bürger weitergehen könnte. 

 
* 

 
Die Erinnerung ist alles, was von Aylan Kurdi geblieben ist. Das Bild eines 
dreijährigen Jungen, dessen lebloser Körper am 31. August 2015 an den 
Strand der türkischen Küstenstadt Bodrum gespült wurde, geht einige 
Wochen um die Welt. Es gibt noch andere Fotos, aber es ist der Anblick 
des kleinen Körpers, einsam im Sand, der die Diskussion über die Flücht-
lingskrise weltweit für einige wenige Tage zum Schweigen bringt. Das Bild 
des ertrunkenen Kindes habe »eingeschlagen wie eine Bombe«, meint die 
New York Times und sagt voraus, dass es nun eine neue Diskussion da-
rüber geben wird, wie die Welt mit der Krise umgehen soll. Ein Rezept 


